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JAHRESBERICHT DES VORSTANDES DER LAG H BREMEN

JUNI 2000 – JUNI 2001

I. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. (LAGH) haben sich 32 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGH gehört die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGH in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuß der Hauptfürsorgestelle für Kriegsopfer und Schwerbehinderte unter dem Dach des Senators für Arbeit,

· im Widerspruchsausschuß der Hauptfürsorgestelle,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Landespflegeausschuß,

· bei der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe „Kostensatzangelegenheiten nach SGB XI und BSHG“.

Weiterhin war die LAGH im Berichtszeitraum in folgenden, neu konstituierten Ausschüssen vertreten:

· beim Runden Tisch Behindertenpolitik Bremen,

· in der Arbeitsgruppe Alten- und Behindertenwohnungen beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Ausschuß "Beteiligung der Behinderten" der staatlichen Deputation für Bau.

II. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGH

Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit.

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGH Bremen - umfaßte persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche nach BSHG und SGB XI, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung.

III. Der Vorstand der LAGH Bremen

Der Vorstand der LAGH Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im vergangenen Jahr konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen. Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

Matthias Weinert:

(1. Vorsitzender)
Gesetzgebung, Beratender Ausschuß bei der Haupt​fürsorgestelle

Dieter Stegmann:

(2. Vorsitzender)
Bauen, Wohnen, ÖPNV

Andreas Hoops:

(Kassenführer)
Finanzen, Arbeitsassistenz, berufliche Betreuung geistig behinderter Menschen

Edith Ahlf:

(Beisitzerin)
Forum Barrierefreies Bremen

Jürgen Karbe:

(Beisitzer)
Blinde- und Sehbehinderte

Heinz Niemeyer:

(Beisitzer)
Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung Gehörloser

Susanne Rühmann:

(Beisitzerin)
Bildung und Hochschule

Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGH auf.

IV. Verbandsentwicklung

Die Mitgliederzahl der LAGH Bremen hat sich in den vergangenen Jahren als stabil erwiesen. Die LAGH verlor ein Mitglied und konnte ein neues in ihren Reihen begrüßen.

Das Hilfswerk für Schwerhörige und Spätertaubte Bremen e.V. beantragte im Anschluß an eine außerordentliche Mitgliederversammlung im September 2000 die Auflösung beim Amtsgericht. Unüberwindbare verbandsinterne Auseinandersetzungen waren der Hintergrund für diesen Schritt. An dieser Stelle möchten sich der Vorstand und die Mitarbeiter der LAGH noch einmal für die langjährige und vertrauensvolle Zusammenarbeit bedanken.

Dem Antrag auf Mitgliedschaft der Muskelkranken-Selbsthilfe Bremen e.V. entsprach der Vorstand der LAGH einstimmig auf seiner Sitzung am 12.12.2000. Zu den satzungsgemäßen Zielen des Vereins gehört u.a. die "Aufklärung der Öffentlichkeit, der Patienten und deren Angehörigen über die Muskelerkrankungen und ihre Begleiterscheinungen" (Satzungsauszug, §2 Zweck). Die LAGH freut sich über die neue Mitgliedschaft und hofft auf eine gute und erfolgreiche Zusammenarbeit.

V. Arbeitskreis Bremer Protest gegen diskriminierung und für gleichstellung behinderter menschen

Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Organisatorisch verantwortlich für den Arbeitskreis zeichnen LAGH und SelbstBestimmt Leben.

Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGH Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen". An die Stelle von SelbstBestimmt Leben ist im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten für den Protesttag 2001 das Berufsbildungswerk Bremen getreten.

Jeder, der künftig in dem Arbeitskreis mitarbeiten möchte, kann sich bei der LAGH Geschäftsstelle melden, damit er zu den Treffen eingeladen wird.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung Protesttag 2000 (vgl. hierzu auch Gliederungspunkt VI.)

· Aufnahme der Gespräche des Arbeitskreise mit SPD-Sozialdeputierten über ein Landesgleichstellungsgesetz (siehe hierzu Gliederungspunkt VIII.)

· Gespräch mit der Sozialsenatorin im Rahmen einer Sitzung des Arbeitskreises in der LAGH (Protokoll zum Gespräch kann in Kopie über die Geschäftsstelle der LAGH bezogen werden)

· Beteiligung des Arbeitskreises an einer Petition zur Neufassung des Bremischen Landespflegegeldgesetzes (siehe hierzu Gliederungspunkt X.)

· Vorbereitung und Durchführung des Protesttages 2001 (siehe hierzu Gliederungspunkt VII.)

VI. FORUM BARRIEREFREIES BREMEN

Das Forum ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigen. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen - ähnlich wie der Arbeitskreis Bremer Protest - arbeitsteilig von der LAGH und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Auch hier können Interessierte sich für eine Mitarbeit bei der Geschäftsstelle der LAGH Bremen melden.

 Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Innengestaltung des Bremer Hauptbahnhofs (Fahrstühle, Blindenleitsystem)

· Nachbesserungsforderungen beim Bahnhofsvorplatz

· Beteiligung beim Umbau des Börsenhofs

· Beteiligung bei der Planung zur Neugestaltung und -pflasterung der Obernstraße

· Beteiligung bei der Planung zur Neugestaltung und -pflasterung der Sögestraße

· Einsatz für die barrierefreie Gestaltung des Botanica (ehemals Rhodarium)

· Forderung nach Berücksichtigung der Belange mobilitätsbeeinträchtigter Menschen beim Lizenvergabeverfahren im Bereich des schienengebundenen Personennahverkehrs

VII. Dokumentation vom „8. Bremer Protesttag 2000“

Der 8. Bremer Protesttag (Berlin hat's - Bremen braucht's: Ein Gesetz zur Gleichstellung Behinderter Menschen) wurde in einer umfangreichen Dokumentation zusammengefasst. Diesmal gelang die Fertigstellung besonders zügig, da die Verschriftlichung der Tonaufzeichnungen zur Sitzung des Behindertenparlaments durch den Protokolldienst der Bürgerschaft erfolgte.

Die Dokumentation enthält zahlreiche Fotos von Vor- und Nachmittagsveranstaltung, einen ausführlichen Pressespiegel, die Reden aus dem Behindertenparlament sowie weitere Materialien zum 8. Bremer Protesttag. Diese Broschüre beinhaltet zudem auch den Entwurf eines vom Arbeitskreis Bremer Protest erarbeiteten Landesgleichstellungsgesetzes sowie das Berliner "Gesetz zur Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung" vom 17. Mai 1999.

Zu beziehen ist die Dokumentation gegen Zahlung von DM 6,- zzgl. Porto bei der Geschäftsstelle der LAGH Bremen, Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14/-0, Fax: 0421/ 38 777-99

Ein Bericht über den Bremer Protesttag erschien auch in der Vierteljahreszeitschrift "Selbsthilfe" 3/00 der BAGH (zu beziehen über die Geschäftsstelle der LAGH Bremen). 

VIII. Protesttag 2001

Anläßlich des "Europäischen Protesttages zur Gleichstellung behinderter Menschen" veranstaltete der ARBEITSKREIS BREMER PROTEST" am 3. Mai 2001 den 9. Bremer Protesttag. Neben der LAGH Bremen zeichnete in diesem Jahr das Berufsbildungswerk Bremen für die Organisation der Tagesveranstaltung verantwortlich. 

Das Motto des diesjährigen Aktionstages lautete: "Behinderte machen einen prima Job - 500 neue Arbeitsplätze für Behinderte in Bremen bis 2002! Anlaß hierfür war das im Oktober 2000 in Kraft getretene Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter, wonach bundesweit bis 2002 25% der arbeitslosen Schwerbehinderten eine dauerhafte berufliche Perspektive erhalten sollen. Die Arbeitskreismitglieder nahmen diese Bundesinitiative zum Ausgangspunkt, sich für eine Verbesserung der Lage der über 2000 arbeitslosen Schwerbehinderten in Bremen einzusetzen. Um dies zu erreichen, wurden am Vormittag in der Friedensgemeinde namhafte Vertreter von Gewerkschaft, Integrationsfachdienst, Arbeitgeberverband, Arbeitsamt und Hauptfürsorgestelle zu einer Informations- und Diskussionsveranstaltung geladen. Ein sehr gut besuchtes Plenum, viele Nachfragen aus dem selbigen an o.g. Vertreter und großer Andrang bei den Informationstischen im Anschluß an die Diskussion machten deutlich, daß für arbeitslose Schwerbehinderte aktuell zu wenig getan wird und in Zukunft noch große Anstrengungen für eine Verbesserung der Situation behinderter Menschen auf dem Arbeitsmarkt unternommen werden müssen.

Der Vormittagsveranstaltung folgte die Demonstration durch das Steintorviertel mit anschließender Kundgebung auf dem Marktplatz. Hier wurden die zentralen Forderungen des diesjährigen Protesttages und weitere behindertenpolitische Anliegen lautstark in die Öffentlichkeit getragen. Lisa Nagel moderierte nicht nur die Kundgebung, sondern sorgte mit ihrer aus behinderten Musikern bestehenden Rockband "Sabine und die rollenden Geschwister" für gute Stimmung auf dem Marktplatz.

Im Behindertenparlament begrüßte später der Präsident, Herr Dieter Stegmann (LAGH), die anwesenden Behindertenparlamentarier. Es folgten kurze Reden des stellvertretenden Bürgerschaftspräsidenten und der Sozialsenatorin. Entgegen den ursprünglichen Planungen rückte sehr schnell auf Antrag von Herrn Weinert (LAGH) das Thema "Landespflegegeldgesetz" in den Mittelpunkt der Sitzung. Anlaß war eine lancierte Vorlage für die kommende Sitzung der Sozialdeputation, wonach die Deputierten einer Aufhebung des Landespflegeldgesetzes zustimmen sollten. Besonders empörend hieran: eine Petition der Behindertenverbände zur Neufassung des Bremischen Landespflegegeldgesetzes vom Januar 2001 war noch nicht vom Petitionsausschuß behandelt worden (vgl. Gliederungspunkt X). Ohne dessen Votum - so bisher die gängige Usance - dürfen Anliegen von Petenten nicht abschließend in politischen Gremien behandelt werden. Anwesende Politiker hierauf im Behindertenparlament angesprochen, reagierten ausweichend und listeten mit Blick auf die Sache bekannte sozialpolitische Kahlschlagargumente auf. Einem Initiativantrag zum Landespflegegeldgesetz von SelbstBestimmt Leben, der die Nichtbehandlung in der Sozialdeputation und eine Anhörung der Verbände forderte, stimmten die Behindertenparlamentarier mehrheitlich zu.

Weitere Beschlußvorschläge wurden verabschiedet zu den Bereichen "Verbandsklagerecht und Beweiserleichterung", "Behindertenbeauftragter", "Bekleidungspauschale", "Barrierefreiheit im öffentlichen Raum", "Landesbehindertengesetz" und "Gehörlosengeld" (zu beziehen in Kopie über die Geschäftsstelle der LAGH).
Zwei Tage nach dem Protesttag - am 5. Mai - trafen sich zu einem Podiumsgespräch im Weserpark Dieter Stegmann (2. Vorsitzender der LAGH), Matthias Weinert (1. Vorsitzender der LAGH) und Karl Finke (Landesbehindertenbeauftragter von Niedersachsen). Unter der Moderation von Achim Kinzel (Radio Bremen) wurden einer interessierten Öffentlichkeit die Inhalte, der Verlauf und die Ergebnisse des 9. Bremer Protesttages vorgestellt.

IX. Gespräche zwischen Arbeitskreis Bremer Protest und SPD Sozialdeputierten

Als ein Ergebnis des 8. Bremer Protesttages kann die Aufnahme von Gesprächen zwischen dem ARBEITSKREISES BREMER PROTEST und SPD-Sozialdeputierten gesehen werden. Im Juni und Juli 2000 trafen sich die Arbeitskreis- und Parteivertreter zu gemeinsamen Sitzungen im Haus der Bürgerschaft und berieten über die Erarbeitung eines Landesgleichstellungsgesetzes. Es wurde ein Arbeitskreis unter dem Titel "Gemeinsame Sitzung von ARBEITSKREIS BREMER PROTEST und SPD-Sozialdeputierten" eingerichtet. 

Während des ersten gemeinsamen Gesprächs machten die Sozialdeputierten der SPD einhellig deutlich, sich innerhalb ihrer Fraktion für die Erarbeitung und Verabschiedung eines Landesgleichstellungsgesetzes einsetzen zu wollen. Bereits in der folgenden Juli-Sitzung erklärte der sozialpolitische Sprecher der SPD, Frank Pietrzok, mit den Sprechern der Ressorts Bau, Bildung und Justiz Kontakt hinsichtlich des Themas Landesgleichstellungsgesetzgebung aufgenommen und inhaltlich beraten zu haben. Hier sei ihm von verantwortlicher Seite grundsätzliche Bereitschaft zur Erarbeitung eines Gleichstellungsgesetzes signalisiert worden. Weiterhin machte Herr Pietrzok darauf aufmerksam, daß auch seine Fraktion für ein Bremisches Gleichstellungsgesetz votiert habe. In der Folge sollte ein Arbeitsfahrplan unter inhaltlichen und strukturellen Gesichtspunkten SPD-intern beraten werden.

Ende Februar 2001 wurden die Gespräche zwischen Vertretern des Arbeitskreises Bremer Protest und den SPD-Sozialdeputierten über ein Landesgleichstellungsgesetz fortgesetzt. Bereits im Vorfeld zeichnete sich ab, daß die SPD hinter ihre ursprünglichen Zusagen, nämlich die Erarbeitung eines Fahrplanes für einen Gleichstellungsgesetzentwurf, zurückbleiben würde. So berichtete der sozialpolitische Sprecher der SPD, Frank Pietrzok, daß sich die SPD-Fraktion nun dagegen ausgesprochen habe, zum gegenwärtigen Zeitpunkt einen nichtständigen Parlamentsausschuß einzurichten, der Empfehlungen für ein Gleichstellungsgesetz erarbeitet. Statt dessen wurde seitens der SPD es für sinnvoll erachtet, einen "Bericht zur Lage der Behinderten in Bremen" vom Senat zu fordern. Ein solcher Parlamentsantrag mit dem Titel "Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen", abgestimmt und getragen von allen drei Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft, wurde den anwesenden Arbeitskreis-Vertretern vorgestellt. Das Berichtsergebnis wird nach SPD-Angaben nicht vor Juni 2001 erwartet. 

Die LAGH-Vertreter machten deutlich, daß die beschriebenen Vorgehensweise - auch mit Blick auf zuvor gemachte Aussagen verantwortlicher SPD-Politiker - eine unnötige Verzögerungsmaßnahme darstelle und offensichtlich Verschleppung oder gar Abkehr vom eigentlichen Ziel - einem Landesgleichstellungsgesetz - intendiert sei. Aus Perspektive des Arbeitskreises Bremer Protest weiterhin kritikwürdig: fehlende Fragestellungen im Parlamentsantrag zu den Themenbereichen "einkommens- und vermögensunabhängiges Leistungsgesetz, "Landesbehindertenbeauftragter" und "Verbandsklagerecht".

X. Behindertengerechter ÖPNV im Gebiet Verkehrsverbund Bremen-Niedersachsen

Seit Mitte des Jahres 1999 finden zwischen bremischen/ niedersächischen Behindertenvertretungen und dem Verkehrsverbund Bremen-Niedersachsen (VBN) Gespräche über einen barrierefreien ÖPNV in der Region statt. Ein flächendeckender barrierefreier ÖPNV im Gebiet des VBN - das haben die zahlreichen Verhandlungssitzungen der letzten Monate ergeben - wird erst in fernerer Zukunft zu verwirklichen sein. Ein erster Schritt auf diesem Weg soll das "Modellprojekt barrierefreier ÖPNV in der Region" sein, hierauf einigten sich Behinderten- und VBN-Vertreter. Konkret soll es bei dem Projekt darum gehen, an Beispiellinien Erfahrungen zu sammeln hinsichtlich der Möglichkeiten und Grenzen

· der barrierefreien Gestaltung von Haltestellen im ländlichen Raum,

· der barrierefreien Gestaltung von Fahrzeugen im Regionalverkehr,

· Sonderfahrdienste ganz oder teilweise überflüssig zu machen.

Das Projekt soll Überzeugungsarbeit für den Ausbau barrierefreier ÖPNV-Angebote im VBN leisten. Gegenwärtig wird - nach einer längeren Verhandlungspause - über die Eignung verschiedener Linien für das Modellvorhaben beraten.

XI. Petition zur neufassung des bremischen Landespflegegeldgesetzes

Angesichts der drohenden Abschaffung des Landespflegegeldgesetzes hatte sich Anfang 2001 ein breites Bündnis von Behindertenvertretungen zusammengeschlossen, um gemeinsam gegen die Absichten des Bremer Senats und der Sozialsenatorin Hilde Adolf vorzugehen. Zu dem Bündnis gehören folgende Verbände:

· Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V., 

· SelbstBestimmt Leben Bremen e.V., 

· Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e.V., 

· Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V., 

· Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskrimi​nierung behinderter Menschen, 

· Runder Tisch Behindertenpolitik.

Oben genannte Bündnisvertreter übergaben am 02.02.2001 dem Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft - Herrn Christian Weber - die Petition zur Neufassung des Bremischen Landespflegegeldgesetzes. Ein solcher Schritt war nach Ansicht der beteiligten Behindertenvertretungen zwingend notwendig, da die Abschaffung des Landespflegegeldes einen grundsätzlichen Verzicht der Bremischen Landespolitik auf eine Politik zur Gleichstellung behinderter Menschen zugunsten reiner Behindertennotfürsorge einleiten würde und damit in eklatantem Widerspruch zu Artikel 2 Abs. 3 der Bremischen Landesverfassung steht. Dort heißt es: 

Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Menschen mit Behinderungen stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. Der Staat fördert ihre gleichberechtigte Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

Anstatt einer ersatzlosen Streichung des Landespflegegeldes und im Sinne der Bremischen Landesverfassung fordern die beteiligten Behindertenvertretungen in der Petition die Erarbeitung zweier Gesetzespakete unter Beteiligung der Bremischen Behindertenverbände:

· ein in der Tradition des Bremischen Landespflegegeldgesetzes stehendes Leistungsgesetz zum Ausgleich behinderungsbedingten Mehrbedarfes,

· ein Landesgesetz zum Schutz behinderter Menschen vor Diskriminierung und Benachteiligung und zu ihrer Gleichstellung.

Inzwischen liegt auch ein "Entwurf für ein Bremisches Gesetz zur Aufhebung des Landespflegegeldgesetzes" vor. Hierzu haben die LAGH und SelbstBestimmt Leben gemeinsam und der Landesverband der Gehörlosen sowie der Blinden- und Sehbehindertenverein Stellungnahmen bei der Sozialverwaltung eingereicht. Alle vier Behindertenvertretungen kooperieren eng in ihrem Kampf gegen die ersatzlose Streichung und für eine Novelle des Landespflegegeldgesetzes. 

XII. Nichtständiger Ausschuß Beteiligung der Behinderten beim Senator für Bau und Umwelt

Im September 2000 kam es zur Fortführung der Zusammenarbeit zwischen dem Bauressort auf der einen und LAGH sowie SelbstBestimmt Leben auf der anderen Seite im Rahmen des nichtständigen Ausschusses "Beteiligung der Behinderten" der staatlichen Deputation für Bau beim Senator für Bau und Umwelt (vormals Ausschuß "Hilfe für Behinderte"). Das Gremium traf sich im September und Dezember 2000 und im März 2001. Im Mittelpunkt der Sitzungen standen

a) der Richtlinienentwurf "Bauen für Behinderte - Barrierefreie Bauplanung" und 

b) die geplante Novelle der Landesbauordnung.

zu a) Verfasser des o.g. Richtlinienentwurfes ist der Beauftragte für die  baulichen Belange der Körperbehinderten im Lande Bremen, Herr Schreiber (Senator für Bau). Ziel der Richtlinie soll sein, durch Hinzuziehung dieses Kataloges bei öffentlichen Baumaßnahmen zukünftig verläßlich zu gewährleisten, daß öffentliche bzw. öffentlich finanzierte Gebäude und Straßen tatsächlich barrierefrei gestaltet werden. Vor einer endgültigen Textfassung wurden die LAGH und SelbstBestimmt Leben um Stellungnahme gebeten. In einer solchen, erarbeitet vom FORUM BARRIERFEREIES BREMEN, fordern die Behindertenvertretungen u.a. die einschlägigen DIN-Normen (DIN 18024 Teil 1 und 2) als Basis für die Richtlinien zu benennen und rechtliche Instrumente zu schaffen, die die Sanktionierung von Verstößen gegen die Richtlinie ermöglichen. Eine überarbeitete Fassung des Richtlinienentwurfes befindet sich gegenwärtig in der Diskussion. Die Behandlung verzögert sich allerdings, da aus aktuellem Anlaß in der Ausschußsitzung im März die Novelle der Landesbauordnung diskutiert wurde.

zu b) Im Rahmen einer kleinen Novellierung der Landesbauordnung zum Ende des Jahres 2001 ist geplant:

· Absenkung der Zahl der Wohneinheiten, ab denen bei neu eingerichteten Wohngebäuden mindestens 1 Geschoß barrierefrei erreichbar sein muß, von jetzt mehr als 10 auf mehr als 2,

· Beibehaltung der gegenüber der Musterbauordnung günstigeren Regelung, in Bremen: Fahrstuhlpflicht bei mehr als 4 Vollgeschossen,

· Einbeziehung der Gaststätten ab einer gewissen Größe in den Gebäudekatalog des § 53 Abs. 2 LBO (barrierefrei, Behindertentoilette).

Die LAGH wird sich auch zukünftig in Kooperation mit befreundeten Verbänden in diesem Gremium für solche Vorschriften einsetzen, die ein höheres Maß an Barrierefreiheit im öffentlichen Raum garantieren als dies bisher der Fall ist.

- 2 -



